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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  welche Zahlungen aufgrund des Anrechts auf Wohngeld in den Jahren 2010 bis 
2020 insgesamt in Baden-Württemberg sowie aufgeschlüsselt nach Landkrei-
sen geleistet wurden;

2.  wie sich die Familienstruktur der Wohngeldempfänger in Baden-Württemberg 
insgesamt sowie aufgeschlüsselt nach Landkreisen darstellt; wie viele Allein-
stehende, wie viele alleinerziehende Mütter, wie viele alleinerziehende Väter 
mit jeweils wie vielen Kindern, wie viele Familien mit Vater und Mutter in den 
Jahren 2010 bis 2020 Wohngeld in welcher Höhe bezogen; 

3.  wie hoch der Anteil der EU-Ausländer an den oben genannten Gruppen in den 
Jahren 2010 bis 2020 in Baden-Württemberg insgesamt sowie aufgeschlüsselt 
nach Landkreisen jeweils war;

4.  wie hoch der Anteil der EU-Ausländer aus den Staaten Bulgarien und Rumä-
nien in Baden-Württemberg insgesamt sowie aufgeschlüsselt nach Landkreisen 
jeweils war; 

5.  wie hoch der Anteil der Ausländer aus nicht-EU-Ländern an den oben genann-
ten Gruppen in den Jahren 2010 bis 2020 in Baden-Württemberg insgesamt 
sowie aufgeschlüsselt nach Aufenthaltsstatus und Landkreisen war; 
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6.  wie die Landesregierung die Auswirkungen der Wohngeldreform 2020 in Ba-
den-Württemberg für Geringverdiener bewertet. 

15.7.2021

Klauß, Goßner, Baron, Dr. Grimmer, Stein AfD 

B e g r ü n d u n g

Die Reform des Wohngelds war verbunden mit der Zielsetzung, den Empfänger-
kreis zu erweitern und die Leistungen zu erhöhen. 

Die Antragsteller interessieren sich für die Fragestellung, wer von dieser Wohn-
geldreform profitiert. Zudem ist von Interesse, wie sich die Zusammensetzung 
des Empfängerkreises in ihrer Familienstruktur darstellt und möglicherweise ver-
ändert haben könnte. Gleichzeitig besteht die Problematik, dass die Empfänger 
von Wohngeld auf dem Wohnungsmarkt in Konkurrenz zu Geringverdienern und 
Normalverdienern stehen und auf diese Weise mittelfristig die Mietpreise eben-
falls nach oben treiben.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 9. August 2021 Nr. 58-2730.02/44 nimmt das Ministerium für 
Landesentwicklung und Wohnen zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  welche Zahlungen aufgrund des Anrechts auf Wohngeld in den Jahren 2010 bis 
2020 insgesamt in Baden-Württemberg sowie aufgeschlüsselt nach Landkrei-
sen geleistet wurden;

Zu 1.:

Leistungen nach dem Wohngeldgesetz (WoGG) sind Gegenstand der Statistik des 
Statistischen Landesamtes, dessen Daten hierfür herangezogen werden. Die Aus-
gaben für die Leistungen nach dem WoGG sind in der Anlage 1 aufgeführt.

Ab November 2012 werden die Wohngeldausgaben in der Wohngeldstatistik nicht 
mehr auf Kreisebene dargestellt. Grund hierfür ist eine Neuprogrammierung der 
Wohngeldstatistik beim Statistischen Landesamt. Für das Jahr 2012 werden dem-
entsprechend die Beträge für den Zeitraum Januar bis Oktober 2012 ausgewiesen. 
Ab dem Jahr 2013 liegen entsprechend keine Daten zu den gezahlten Wohngeld-
beträgen auf Kreisebene vor.

Die Daten für das Jahr 2020, die vom Bundesministerium des Innern, für Bau und 
Heimat an das Statistische Bundesamt geliefert werden, wurden vom Statistischen 
Bundesamt beantragt, liegen jedoch noch nicht vor. Sobald das Statistische Lan-
desamt Baden-Württemberg die Daten für das Jahr 2020 veröffentlicht, wird das 
Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen sie dem Landtag nachreichen.
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Die Gesamtausgaben umfassen die Ausgaben des jeweiligen Jahres abzüglich 
Rückzahlungen, und hierbei den Bundes- und Landesanteil zu jeweils 50 Prozent. 
Die Erhöhungen im Jahr 2016 sind auf die Wohngeldreform und die damit einher-
gehenden Leistungsverbesserungen des Wohngeldes zurückzuführen.

2.  wie sich die Familienstruktur der Wohngeldempfänger in Baden-Württemberg 
insgesamt sowie aufgeschlüsselt nach Landkreisen darstellt; wie viele Allein-
stehende, wie viele alleinerziehende Mütter, wie viele alleinerziehende Väter 
mit jeweils wie vielen Kindern, wie viele Familien mit Vater und Mutter in den 
Jahren 2010 bis 2020 Wohngeld in welcher Höhe bezogen;

Zu 2.:

Das Merkmal „Familienstruktur“ ist kein Erhebungsmerkmal in der Wohngeld-
statistik. 

3.  wie hoch der Anteil der EU-Ausländer an den oben genannten Gruppen in den 
Jahren 2010 bis 2020 in Baden-Württemberg insgesamt sowie aufgeschlüsselt 
nach Landkreisen jeweils war;

4.  wie hoch der Anteil der EU-Ausländer aus den Staaten Bulgarien und Rumä-
nien in Baden-Württemberg insgesamt sowie aufgeschlüsselt nach Landkreisen 
jeweils war;

5.  wie hoch der Anteil der Ausländer aus nicht-EU-Ländern an den oben genann-
ten Gruppen in den Jahren 2010 bis 2020 in Baden-Württemberg insgesamt 
sowie aufgeschlüsselt nach Aufenthaltsstatus und Landkreisen war;

Zu 3. bis 5.:

Die Fragen zu den Ziffern 3 bis 5 werden wegen des Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.

Die Merkmale „EU-Ausländer“ sowie „Ausländer aus nicht-EU-Ländern“ sind 
keine Erhebungsmerkmale in der Wohngeldstatistik, sodass eine Auswertung nach 
den oben genannten Gruppen nicht möglich ist.

6.  wie die Landesregierung die Auswirkungen der Wohngeldreform 2020 in Ba-
den-Württemberg für Geringverdiener bewertet.

Zu 6.:

Das Wohngeld in Form eines Miet- oder Lastenzuschusses soll für Haushalte mit 
niedrigem Einkommen die Wohnkostenbelastung mindern. 

Die mit der Reform 2020 verbundenen Leistungserhöhungen für Haushalte im 
Wohngeldbezug werden neben dem neu ermöglichten Zugang für weitere Haus-
halte zum Wohngeld begrüßt. Auf Initiative Baden-Württembergs wurde zudem 
eine Dynamisierung im Wohngeld eingeführt, bei der das Wohngeld alle zwei 
Jahre beginnend ab 1. Januar 2022 automatisch an die aktuelle Miet- und Einkom-
mensentwicklung angepasst wird, ohne dass es einer erneuten Reform bedarf. Auf 
diese Weise kann die Leistungsfähigkeit des Wohngeldes erhalten bleiben. 

Diese Leistungsverbesserungen gehen auf die Vereinbarung von Bund und Län-
dern auf dem Wohngipfel am 21. September 2018 und auf die Vorgabe des Koali-
tionsvertrages zurück, wonach das Wohngeld an die allgemeinen und individu-
ellen Lebensbedingungen angepasst werden sollte. Hierzu werden die Höchstbe-
träge für Miete und Belastung, die im Rahmen der Ermittlung des Wohngeldan-
spruchs zugrunde zu legen sind, fortgeschrieben.
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Für bisherige Wohngeldempfängerinnen und -empfänger steigt das Wohngeld ab 
Januar 2022 je Haushalt im Durchschnitt um rund 13 Euro pro Monat. Nach einer 
Schätzung könnten etwa 2.500 zusätzliche Haushalte im Land einen Erstantrag 
auf Wohngeld stellen.

Razavi
Ministerin für Landesentwicklung
und Wohnen
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